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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 17. — 


(Nr. 3393.) Statut des Crannichau-Polbitzer Deichverbandes. Vom 30. April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Cran— 
nichau-Polbitzer Elbniederung Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unter⸗ 
haltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Elbe zu einem Deich— 
verbande zu vereinigen und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der 
Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes 
über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz-Samm⸗ 
lung v. J. 1848. Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der 


Benennung: . a N 
„der Crannichau-Polbitzer Deichverband“ 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


Erſter Abſchnitt. 


81. 
In der am linken Elbufer von Crannichau bis Polbitz ſich erſtreckenden 


Niederung werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichen⸗ Zi 


den Grundſtüͤcke, welche ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 21 Fuß d 
6 Zoll am Torgauer Bruͤcken-Pegel der Ueberſchwemmung unterliegen würden, 
mit Ausſchluß der gegenwärtig im Beſitze des Koͤniglichen Militairfiskus befind— 
lichen Grundſtuͤcke, zu einem Deichverbande vereinigt. | 
Der Verband bildet eine Korporation und hat feinen Gerichtsſtand bei 
dem Kreisgerichte zu Torgau. ö 


H. 2. f 
Dem Deichverbande 15 es ob, einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich von 
der Höhe bei Crannichau ab bis um die Feldmark Polbitz herum in denjenigen 


durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrden feftzuftellenden Abmeſſungen anzulegen 
Jahrgang 1881. (Nr, 3393) 40 und 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Juni 1851. 


Umfang und 
es 


wee 
eichverban⸗ 
ed. 
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und zu unterhalten, welche erforderlich find, um die Grundſtuͤcke der Niederung 
gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand zu ſichern. 

Die Deichlinie iſt auf die im Archiv der Regierung zu Merſeburg depo⸗ 
nirte lithographirte Elbſtromkarte Blatt 9. bis 15. in rother Farbe aufgetragen 
und zum Theil ſeit dem Jahre 1845. der Deich in dieſer Linie normalmaͤßig 
hergeſtellt oder neu aufgeführt, namentlich bei Wesnig, in der Mark Altenau, 
bei Repitz, Doͤbern und Elſing. . 

Im Uebrigen weicht der herzuſtellende Deich von der jetzigen Deichlinie 
weſentlich nur in der Mark Gneſen ab, wo der neue Deich von der Ecke der 
niederen Aue längs dem Wege, der die Buſchwieſe und die Repitzer Stuterei— 
wieſe von der Mark trennt, nach der Luͤnette Loßwig zufuͤhren ſoll und der 
ſogenannte Faͤrberdamm zu rafiren iſt. 

Die auf der Stromkarte roth verzeichnete Deichlinie zeigt auf der Strecke 
von Crannichau bis zur Niederaue bei Loßwig und von Mokritz bis Polbitz 
(Blatt 9., 10., 15. der Stromkarte) mehrere fleine Abweichungen von der bis⸗ 
herigen Deichlinie, welche zur Herſtellung einer angemeſſenen Richtung des 
Deiches zwar wuͤnſchenswerth, aber nicht nothwendig ſind, um das normal— 
maͤßige Hochwaſſerprofl zu gewinnen oder den Deich zu ſichern. Inwieweit 
dieſe Abweichungen ausgefuͤhrt werden ſollen, bleibt dem Beſchluſſe des Deich— 
amtes uͤberlaſſen. 

In dem neuen Deich durch die Mark Altenau hat ein Ueberfall 40 
Ruthen lang auf 20 Fuß Torgauer Pegel angelegt werden muͤſſen, um bei 
Eisſtopfungen der Fluth noch einen Seitenabfluß zu ſchaffen. Es iſt moͤglich, 
daß die Schließung dieſes Ueberfalles ſpaͤter geſtattet werden kann, ſobald in 
Gg des jetzt ausgefuͤhrten Durchſtiches bei Elſing die Eisſtopfungen in dieſer 

egend nicht mehr vorkommen. So lange aber, bis die Verwaltungsbehoͤrden 
die Schließung des Ueberfalles geſtatten, hat der Deichverband auch denjenigen 
Binnendeich, welcher ſich an der Hoͤhe bei Mahla anſchließt und bei der Höhe 
bei Neiden auslaͤuft, in ſeinem gegenwaͤrtigen Zuſtande zu erhalten, ebenſo auch 
den Ruͤckdeich, welcher auf der anderen Seite die Niederung des ſchwarzen 
Grabens und der Weinske abſchließt. 

Der Gemeinde Doebern bleibt geſtattet, den Seitenabfluß von der Mark, 
Altenau nach der Doebernſchen alten Elbe durch einen Deich zu verſchließen. 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, fo. hat 
der Deichverband dieſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere 
Verpflichtete. i N 

„Der Verband hat diejenigen, welche zur normalmaͤßigen Herſtellung der 
Deichlinie in Folge der Order vom 25. April 1845. bereits Mittel aufgewandt 
haben, dafür ſoweit zu entſchaͤdigen, als ein ſolcher Aufwand nicht zur Her— 
ſtellung zerftörter Deiche hatte ſtattfinden muͤſſen. 

Den Deich von der Grenze des fortifikatoriſchen Terrains an der Luͤnette 
Loßwig bis zur Luͤnette Repitz einſchließlich erhaͤlt, wie bisher, der Koͤnigliche 
Militairfiskus ohne Zuthun des Deichverbandes. 


§. 3. 
Der Deichverband hat diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu unter⸗ 
1 hal⸗ 


a = DE = 


halten, welche erforderlich find, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤd— 
liche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Insbeſondere gilt dies auch 
von dem ſogenannten ſchwarzen Graben — welcher bereits fuͤr Rechnung des 
Deichverbandes von der Mark Altenau ab in die Weinske verlegt iſt — und 
von den durch die Verlegung dieſes Grabens nothwendig gewordenen Bruͤcken, vor⸗ 
behaltlich der Anſpruͤche des Deichverbandes gegen die, welche vor Verlegung 
des ſchwarzen Grabens Bruͤcken uͤber die Weinske zu unterhalten verpflichtet 
waren. 
Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperfonen weder aufgeſtaut noch abgeleitet werden. 
Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Aufnahme 
des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. 
Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden 
Punkten geſchehen. i 
Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. | 


$. 4. 


Der Verband hat in dem die Niederung gegen den Strom abſchließenden 
Deiche die erforderlichen Auslaßſchleuſen (Deichſiele) fuͤr die Hauptgraͤben an⸗ 
zulegen und zu unterhalten. a 

In Beziehung auf die Anlegung und Veraͤnderung von Deichen oder 
Meliorationswerken, welche auf die Vertheidigungsfaͤhigkeit der Feſtung Tor⸗ 
gau und ihrer Forts und Außenwerke einzuwirken geeignet find, bewendet es 
ei der Vorſchrift des H. 12. des Regulativs vom 3d. September 1828. über 
das Verfahren bei baulichen Anlagen oder ſonſtigen Veränderungen der Erd: 
oberfläche innerhalb der nächſten Umgebungen der Feſtung. 

Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Deichſtrecken, ragen 
Schleusen, Bruͤcken ꝛc. und uͤber die ſonſtigen Grundſtuͤcke des Verbandes iſt 
ein Lagerbuch vom Deichhauptmann zu führen und vom Deichamte feſtzuſtellen. 
die darin vorkommenden Veränderungen werden dem Deichamte bei der jähr- 
lichen Rechnungsabnahme zur Erklarung vorgelegt. 


Zweiter Abſchnitt. 


H. 5. 


„Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtung der Bericht 
Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deichkaſſe gan ec 
ausgeführt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, zur Beſoldung der Geldleiſun⸗ 
Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des. Verban⸗e erg mm 
Knie etwa kontrahirten Schulden haben die Deichgenoffen nach dem von der ker Höhe des 
ubrigen glichen Regierung in Merſeburg auszufertigenden Deichkataſter auf- segen und 


= eranlaauna 


nach dem 
(Nr. 3898.) 40 H. 6. Deichkataſter. 
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H. b. 


In dem Deichkataſter werden die Eigenthuͤmer aller von der Verwal⸗ 
lung geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke, mit der in $. 1. gedachten Aus⸗ 
nahme, veranlagt. 

Fuͤr die Repartition der Beitraͤge ſind bei Entwerfung des Kataſters 
folgende Grundſaͤtze angenommen: 

1) Die Dorflagen, Gaͤrten und Ackerlaͤndereien hinter dem Deiche von 
Mahla bis Neiden find zu 3 eines vollen Beitrags, alle übrigen Dorf: 
lagen, Gärten und Ackerlaͤndereien im Inundationsgebiete für voll her: 
angezogen worden. 

2) Nur, wenn ſich außer dem Mahla-Neidener Polder Ackerlaͤndereien finden, 
die nicht 2 Rthlr. jaͤhrlichen Reinertrags pro Morgen abwerfen, ſo ſollen 
auch dieſe nur zu 3 eines vollen Beitrags veranſchlagt werden, Grund: 
Pate unter 15 Sgr. Reinertrag pro Morgen aber ganz außer Anſatz 

eiben. 

3) Wieſen bleiben, ſoweit ſie nicht in der Mark Altenau und auf beiden 
Seiten des ſchwarzen Grabens und der Weinske liegen, außer Anſatz. 
Die Wieſen in der Mark Altenau, der ſchwarzen Graben-Niederung 
und an der Weinske werden dagegen für voll herangezogen, ſoweit fie 
nicht dem Ruͤckſtau der Elbe in die Weinske unterliegen. 

4) Dieſer Ruͤckſtau wird mit Beruͤckſichtigung der beſtehenden Ruͤckdeiche 
erfahrungsmaͤßig bis dahin angenommen, wo der Weg durch das Dorf 
Neiden in die Niederung herabfuͤhrt, und die dem Ruͤckſtau unterliegende 
Flaͤche ihrer Laͤnge nach in drei Theile getheilt. Der unterſte Theil 
bleibt von jedem Beitrage befreit, der mittelſte Abſchnitt wird um 50 

Prozent, der oberſte um 25 Prozent feines ſonſtigen Beitrags geringer 
herangezogen. i 

5) Huͤtungen und Unland find im Allgemeinen von Beiträgen frei, nur wo 
daſſelbe in kuͤnſtlichen Anlagen, wie chauffirten oder kuͤnſtlich gebauten 

u Wegen und dergleichen beſteht, iſt es ebenfalls für voll heranzuziehen. 
6) Der große Tec des Domainenfiskus iſt mit der Haͤlfte ſeiner Flaͤche 
veranlagt. | 
Das Kataſter ift nach dieſen Grundſaͤtzen — jedoch ohne Beruͤckſichti— 
gung der unter Nr. 2. vorſtehend gedachten Bonitaͤts-Unterſchiede — bereits 
entworfen und find die Deichkaſſenbeitraͤge vorläufig danach zu erheben. 

Behufs der Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe aber von dem Regie⸗ 
rungs⸗Kommiſſarius dem Deichamte vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeindevor— 
ſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk 
bilden, extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche 
Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten 
bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde 
dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Anzahl und das 
Verhaͤltniß der Kataſterklaſſen gerichtet werden koͤnnen, ſind von dem Regie⸗ 
rungs-Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts— 

De⸗ 
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Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterfuchen. Die Sach⸗ 
verſtaͤndigen, und zwar hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein 
vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der 
Bonitaͤt und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitig⸗ 
keiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗Verhaͤltniſſe ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger 
beigeordnet werden kann, werden von der Regierung ernannt. | 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamtsdeputirte andererſeits, bekannt 
gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls 
werden die Akten der Königlichen Regierung eingereicht zur Entſcheidung über 
die Beſchwerden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be— 
ſchwerdefuͤhrer. 
g Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt 77. dagegen an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten zulaͤſſig. 
i Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters ift daſſelbe von der König: 
lichen Regierung in Merſeburg auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


8. 7. N 


Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich und 
Entwaͤſſerungsanla en wird für jetzt auf jährlich zwei Silbergroſchen ſechs 
Pfennige fuͤr den Rormalmorgen feſtgeſetzt. 

Wenn die Erfüllung der Sozietaͤtszwecke einen größeren Aufwand er⸗ 
fordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrie⸗ 
ben und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden. Namentlich gilt dies auch 
fuͤr die Koſten der erſten normalmaͤßigen Herſtellung des ganzen Deiches, bis 
zu deren Vollendung in der Regel jaͤhrlich mindeſtens der vierfache Betrag 
der gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge einzuziehen ift. 


$. 8. 

Wenn die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge, nachdem daraus fuͤr die 
Sozietaͤtszwecke beſtimmungsmaͤßig geſorgt worden, Ueberſchuͤſſe ergeben, ſo 
ſollen dieſe bis zur Hoͤhe von 3000 Thalern zu einem Reſervefonds geſammelt 
und mit guter Eicherhel zinsbar belegt werden. Der Reſervefonds darf nicht 
zu den laufenden und gewoͤhnlichen Ausgaben des Verbandes, ſondern allein 
für folgende Zwecke verwendet werden: 

a) für die Herſtellung der durch Eisgang oder Hochwaſſer zerſtoͤrten oder 
ungewoͤhnlich beſchaͤdigten Deiche, ſoweit die Herſtellungskoſten aus den 
gewoͤhnlichen Einnahmen nicht beſtritten werden koͤnnen; 

b) für den Neubau der vorhandenen Auslaßſchleuſen; 

c) für Ausfuͤhrung von Meliorations-Anlagen. 


9. 


Die gewöhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge find zu ermaͤßigen, wenn fie nach 
(Nr. 3393,) voll: 


1 " 
vollftändiger Bildung des Reſervefonds Ueberſchuͤſſe uber das jährliche Beduͤrf— 
niß des Verbandes ergeben. 


$. 10. 


Die Deichgenoſſen ſind bei Vermeidung der adminiſtrativen Exekution 
gehalten, die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge in halbjaͤhrigen Terminen, am 
2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Deichkaſſe abzufuͤhren. 
Ebenſo muͤſſen die außerordentlichen Beitraͤge in den durch das Ausſchreiben 
des Deichhauptmanns beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. 


$. 11. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Deichkaſſenbeitraͤge ruht, gleich 
der ſonſtigen Deichpflicht, als Reallaſt unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken; fie 
iſt den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Kolliſionsfaͤllen vor den⸗ 
ſelben den Vorzug. ’ 

Die Erfüllung der Deichpflicht kann von dem Deichhauptmann in eben 
der Art, wie dies hei den öffentlichen Laſten zulaͤſſig iſt, durch Exekution er— 
zwungen werden. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. Bei Beſitzveraͤnderungen kann ſich die Deichverwal— 
tung auch an den im Deichkataſter genannten Eigenthuͤmer ſo lange halten, 
bis ihr die Beſitzveraͤnderung zur Berichtigung des Deichkataſters angezeigt und 
ſo ae iſt, daß auf Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfol⸗ 

en kann. 

8 Bei vorkommenden Parzellirungen muͤſſen die Deichlaſten auf die Trenn⸗ 
ſtuͤcke verhaͤltnißmaͤßig repartirt werden. Auch die kleinſte Parzelle zahlt min— 
deſtens Einen Pfennig jaͤhrlich. 


$. 12. 


Eine Berichtigung des Deichkataſters kann — abgeſehen von dem Falle 
der Parzellirung und Beſitzveraͤnderung — zu jeder Zeit gefordert werden: 

a) wenn erhebliche, fünf Prozent uͤberſteigende Fehler in der bei Aufſtellung 
m. Deichkataſters zum Grunde gelegten Vermeſſung nachgewieſen 
werden; 

b) wenn die Zwecke der Deichverwaltung eine Verlegung des Deiches noth— 
wendig machen, wodurch bisher eingedeichte Grundſtuͤcke kuͤnftig außer: 
halb der Verwallung, oder außerhalb der Verwallung gelegene Grund— 
ſtuͤcke innerhalb der Verwallung zu liegen kommen; 

c) wenn eingedeichte Grundſtuͤcke dem Deichverbande als Eigenthum abge— 
treten werden; f 

d) wenn in Folge von Durchbruͤchen eingedeichte Grundſtuͤcke dert eſtalt aus⸗ 
getieft oder verſandet find, daß ſich deren bisherige Ertragsfaͤhigkeit um 
mehr als die Hälfte verringert hat, und die Wiederherſtellung in den 
fruͤheren Zuſtand unverhaͤltnißmaͤßige Koſten veranlaſſen wuͤrde. — 

eber 
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Ueber die Anträge auf Berichtigung des Deichkataſters aus den vor- 
gedachten Gruͤnden entſcheidet das Deichamt. 
N. 
Wegen angeblicher Irrthuͤmer in dem Deichkataſter oder Veraͤnderungen 
im Ertragswerthe der Grundſtuͤcke kann außer den im H. 1: gedachten Faͤllen 
eine Berichtigung des Deichkataſters im Laufe der gewöhnlichen Verwaltung 
nicht gefordert, ſondern nur von der Regierung bei erheblichen Veraͤnderungen 
der Grundſtuͤcke nach dem Antrage oder nach vorher eingeholtem Gutachten 
des Deichamtes angeordnet werden. 
Nach Ablauf eines 1 en Zeitraums kann auf Antrag des Deich- 
amtes eine allgemeine Reviſion des Deichkataſters von der Regierung angeordnet 


werden; dabei iſt das fuͤr die erſte Aufſtellung des Kataſters vorgeſchriebene 
Verfahren zu beobachten. 


$. 14. 
Ueber die Anträge auf Erlaß und Stundung von Deichkaſſenbeitraͤgen. eraß und 
entſcheidet das Deichamt. Dacia 
beiträge. 


F. 18. 

Sur Grundftäce, welche in Folge eines Deichbruchs ausgetieft und ver— 
ſandet worden, kann der Beſitzer die Stundung aller nach dem Durchbruch 
faͤllig werdenden Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flaͤchen bis dahin 
fordern, daß uͤber ſeinen Antrag, das Deichkataſter nach H. 12. abzuaͤndern, 
ſchließlich entſchieden fein wird. Wird dieſem Antrage Folge gegeben, ſo ſind 
die ruͤckſtaͤndigen Beiträge nur nach der berichtigten Veranlagung zu berechnen 
und einzuziehen; auch darf die Einzahlung des geſtundeten Ruͤckſtandes nur in 
vier halbjaͤhrigen Terminen exekutiviſch beigetrieben werden. 


H. 1 6. 


Iſt der Antrag auf Abänderung des Deichkataſters von dem beſchaͤdig⸗ 
ten Grundbeſitzer nicht angebracht, aufgegeben, oder ſchließlich zuruͤckgewieſen 
worden, ſo kann der Beſchaͤdigte einen Ein⸗ bis fünfjährigen Erlaß der ge⸗ 
woͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge von den beſchaͤdigten Flächen und eine gleichzei⸗ 
tige Stundung der außerordentlichen Beitraͤge von denſelben fordern, wenn die 
Vorkehrungen zur Herſtellung der Ertragsfahigkeit des ausgetieften oder ver: 
ſandeten Grundſtücks durch Ausfuͤllung der Vertiefungen, Abkarren oder Unter⸗ 
pflügen des Sandes (Rajolen) einen Koſtenaufwand erfordern, welcher dem 
Werthe des ungefähren Ein⸗ bis fuͤnfjaͤhrigen Reinertrages des Grundſtuͤcks 
nach dem Ermeſſen des Deichamtes gleichkommt. Die Einzahlung der geſtun⸗ 
deten Betraͤge darf nach Ablauf dieſer Friſt nur in vier halbjährigen Terminen 
exekutiviſch beigetrieben werden. 


$. 17. 


Sobald die Nachricht eingeht, daß die Eisdecke ſich bei oder oberhalb „ Natural 
W hebt, oder das Waſſer die Höhe von 14 Fuß am Torgauer Pegel gen. eur 
Nr. 339g.) er⸗ 


ii 


erreicht und daher an den Fuß des Deiches tritt, muͤſſen die Damme des Ver: 
bandes durch Wachmannfchaften unausgeſetzt bewacht werden. Die erforder: 
lichen Waͤchter koͤnnen vom Deichhauptmann gegen Tagelohn angenommen 
er der Deichkaſſe bezahlt, oder aus den betheiligten Ortſchaften requirirt 
werden. 


he g. 18. n 


Wenn die den Deichen durch Eisgang oder Hochwaſſer drohende Ge— 
fahr ſo dringend wird, daß nach dem Ermeſſen des Deichhauptmanns die ge— 
woͤhnliche Bewachung durch eine geringe Zahl gedungener Waͤchter nicht mehr 
ausreicht, ſo ſind die Mitglieder des Sai verbunden, nach Anwei— 
fung des Deichhauptmanns die zur Bewachung und Schuͤtzung der Deiche 
erforderlichen Mannſchaften, Fuhrwerke und reitenden Boten zu geſtellen und 
die zum Schutze dienenden Materialien herbeizuſchaffen. 

Der Deichhauptmann iſt im Fall der Noth befugt, die erforderlichen 
Materialien uͤberall, wo ſich ſolche finden, zu nehmen und dieſe muͤſſen mit 
Vorbehalt der Ausgleichung unter den Verpflichteten und der Erſtattung des 
Schadens, bei dem jedoch der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung 
kommt, von den Beſitzern verabfolgt werden. 


H. 19. 


Jedem Ort iſt die Deichſtrecke, welche er bewachen und vertheidigen muß, 
im Voraus zu beſtimmen und durch Pfaͤhle abzugrenzen, unbeſchadet des 
er Be Deichbeamten, die Mannſchaften nach anderen gefährdeten Punkten 
u beordern. 

Der Deichhauptmann kann einen Theil der Deichvertheidigungs-Mate⸗ 
rialien ſchon vor Beginn des Eisgangs oder Hochwaſſers auf die Deiche 
ſchaffen laſſen. j 

* H. 20. 

Bretter, Pfaͤhle und Faſchinen werden aus der Deichkaſſe bezahlt; die 
übrigen Materialien (Miſt, Stroh) und die Dienſte werden auf die Deich⸗ 
genoſſen ausgeſchrieben nach ungefährem Verhaͤltniß der Deichkaſſenbeitraͤge 
50 N Ortſchaften. Die Materialien werden Eigenthum des Deich- 
verbandes. 

Im Nothfall muß auf Verlangen des Deichhauptmanns der Dienſt von 
allen maͤnnlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, ſoweit ſolche arbeitsfähig 
find, perſoͤnlich und unentgeltlich geleiftet werden. Die betreffenden Polizeibe- 
hoͤrden find nach $. 25. des Deichgeſetzes vom 28. Januar 1848. verpflichtet, 
auf Antrag des Deichhauptmanns kraͤftig dafuͤr zu ſorgen, daß deſſen Anord- 
nungen ſchleunigſt Folge geleiſtet werde. a 

Schwaͤchliche oder kraͤnkliche Perſonen, Weiber und Kinder unter ſechs⸗ 
zehn Jahren duͤrfen zum Wachdienſte nicht aufgeboten oder abgeſendet werden. 

Jeder Deichwaͤchter muß ſich mit einem Spaten und Beil ſelbſt verſehen. 
Die ſonſt erforderlichen Geraͤthſchaften an Karren, Aexten, Laternen ꝛc. muͤſſen, 
ſoweit ſie nicht in den Magazinen des Verbandes vorhanden ſind, von er 

e⸗ 
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Gemeinden und den Gutsbeſitzern, deren Güter einen befonderen Gemeinde- 
bezirk bilden, mitgegeben werden. i 


H. 21. 


Die aufgebotenen Mannſchaften haben bis zu ihrer Entlaſſung die An— 
ordnungen der Deichbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. Un⸗ 
folgſamkeit und Fahrlaͤſſigkeit, oder Widerſetzlichkeit der Waͤchter und Arbeiter 
wird — inſofern nach den allgemeinen Geſetzen nicht haͤrtere Strafe verwirkt 
iſt — durch Geldſtrafen von fuͤnf Silbergroſchen bis zu drei Thalern oder ver- 
haͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe geahndet. Der Verſuch, ſich dem Dienſte durch 
Nichtbefolgung des Aufgebots oder eigenmaͤchtiges Verlaſſen der Wachpoſten 
zu entziehen, zieht eine Geldſtrafe von fuͤnf Thalern oder verhaͤltnißmaͤßige 
Gefaͤngnißſtrafe nach ſich. f 

Fur gar nicht oder unvollſtändig gelieferte Materialien und nicht geleiſtete 
Fuhren oder nicht geſtellte reitende Boten ſind von dem Schuldigen folgende 
Geldſtrafen zur Deichkaſſe * entrichten: 

1) für ein Fuder Mitt 5 Thaler; 

2) für ein Bund Stroh 6 Silbergroſchen j 

3) für eine Fuhre 5 Thaler; 

4) für einen reitenden Boten 3 Thaler; 

5) für unvollſtändig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad 1. und 2. die 

Haͤlfte der oben beſtimmten Strafen. 

Außerdem iſt der Saͤumige zur Nachlieferung event. zum Erſatze der 
Koſten der fuͤr ſeine Rechnung anzuſchaffenden Materialien verpflichtet. 


Dritter Abſchnitt. 
H. 22. ö 
„ Die ſchon beſtehenden Deiche, deren Unterhallung der Deichverband über⸗ Bejhräntun- 
degli, gehen in deſſen Eigenthum und Nutzung über, das Deichamt kann ine argen 
deß die Grasnutzung den angrenzenden Grundbeſigern überlaffen, wenn dieſelben den Grund. 
angemeſſene Leiſtungen wegen Unterhaltung und Beſchuͤtzung der Doſſirungen ſüͤcken. 
und wegen unentgeltlicher Hergabe von Erde zu Reparaturen uͤbernehmen. 
ecken, Baͤume und Sträucher find auf den Deichen nicht zu dulden. 
Die eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Intereſente, 
welchen fie bisher gehört haben. 
8 
Jam Binnenlande gelten folgende Nutzungs⸗Beſchränkungen: 
a) die Grundſtuͤcke am inneren Rande des Deiches duͤrfen drei Fuß breit 
von deſſen Fuße ab weder beackert, noch beflanzt, ſondern nur als Grä— 
ſerei benutzt werden; 
5) Stein-, Sand-, Torf⸗ und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Graͤben oder 
onftige kuͤnſtliche Vertiefungen des Erdreichs dürfen innerhalb zwanzig 
uthen vom inneren Fuße des Deiches nicht angelegt, auch Fundamente 
Jahrgang 4851, (Nr. 3393.) 85 * 


— 298 — 
u 7 Gebaͤuden innerhalb fuͤnf Ruthen vom Deiche nicht eingegra= 
en werben; ul 1 f u Mean 5 

c) an jedem Borde der vom Verbande zu unterhaltenden Hauptgraͤben 
muͤſſen zwei Fuß unbeackert und mit dem Weidevieh verſchont bleiben; 

d) innerhalb drei Fuß von jedem ſolchen Grabenborde duͤrfen Baͤume und 
Hecken nicht gepflanzt oder geduldet werden; N 

e) die Eigenthuͤmer der Grundſtuͤcke an den Hauptgraͤben muͤſſen bei deren 
Raͤumung den Auswurf auf ihre Grundſtuͤcke aufnehmen, und muͤſſen 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen . zufaͤllt, binnen vier 
Wochen nach der Räumung, wenn aber die $ aͤumung vor der Erndte 
erfolgte, binnen vier Wochen nach der Erndte, bis auf Eine Ruthe 
Entfernung vom Graben fortſchaffen; aus beſonderen Gründen kann 
a DeichBauounamı die Friſt zur Fortſchaffung des Grabenauswurfs 
abaͤndern; 

) Binnenverwallungen, Quelldaͤmme, duͤrfen in der Niederung ohne Ge— 
nehmigung des Deichhauptmanns nicht angelegt oder verändert werden. 


H. 24. 


Im Vorlande gelten folgende Beſchraͤnkungen: 

a) jeder Vorlandsbeſitzer muß ſich in der Entfernung von zehn Ruthen 
vom Stromufer und ebenſoweit vorlaͤngs des Deichfußes das Aufſetzen 
und Lagern der Baumaterialien des Verbandes, wenn geeignete, dem 
Verbande gehörige Lagerſtellen nicht vorhanden find, ſowie den Trans— 
port der Materialien uͤber das Vorland unentgeltlich gefallen laſſen; 
auch darf das Vorland drei Ruthen breit vorlaͤngs des Deichfußes 
nicht geackert oder ſonſt von der Raſendecke entblößt werden; 

b) Fluͤgeldeiche, hochftämmige Bäume und ſonſtige Anlagen find im Vor— 
lande inſoweit nicht zu dulden, als ſie nach dem Ermeſſen der König: 
lichen Strompolizei-Behoͤrde das Hochwaſſerprofil und den Eisgang auf 
ſchaͤdliche Weiſe beſchraͤnken; 

c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vorſpringen— 
den Landecken, welche die Irregularitaͤt des Flußbettes befördern wir: 
den, koͤnnen von der Strompolizei-Behoͤrde unterſagt werden. 

Ausnahmen von den in den Hö. 23. und 24. gegebenen Regeln koͤnnen 
in W Fällen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geſtattet 
werden. 8 f 


$. 25. 


Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtuͤcke und Vorlaͤnder find ver⸗ 
pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande den zu den 
Schutz- und Meliorations- Anlagen erforderlichen Grund und Boden gegen 
Verguͤtung abzutreten, desgleichen die zu jenen Anlagen erforderlichen Mate— 
rialien an Sand, Lehm, Raſen ꝛc. gegen Erſatz des durch die Fortnahme der— 
ſelben ihnen entſtandenen Schadens zu uͤberlaſſen. 

| $. 26. 
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Wird innerhalb einer Entfernung von zehn Ruthen vom Stromufer oder 
vom Deichfuße eine Pflanzung im Vorlande von der Deichverwaltung als 
nothwendig erachtet, jo muß der Eigenthuͤmer auf Anordnung des Deichhaupt— 
manns entweder dieſe Pflanzung binnen vorgeſchriebener Friſt ſelbſt anlegen 
und unterhalten, oder den dazu erforderlichen Grund und Boden dem Ver— 
bande gegen Entſchaͤdigung uͤberlaſſen. ö . 


H. 27. 


Bei Feſtſtellung der nach den HH. 25. und 26. zu gewaͤhrenden Verguͤ⸗ 
fung iſt der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung zu bringen (F. 20. 
des Deichgeſetzes). N 

Der Betrag wird nach vorgängiger, unter Zuziehung des Beſitzers zu 
bewirkender Abſchatung von dem Deichamte, oder in eiligen Faͤllen von dem 
Deichhauptmann, vorbehaltlich der Genehmigung des Deichamtes, interimiſtiſch 
feſtgeſetzt und ausgezahlt. N | | 

Ueber die Höhe der Verguͤtung iſt innerhalb vier Wochen nach erfolgter 
Bekanntmachung des feſtgeſetzten Betrages der Rechtsweg zuläſſig. Wer auf 
bieten verzichten will, kann binnen gleicher Friſt Rekurs an die Regierung 
einlegen. N 

Die Fortnahme der Materialien und die Ausfuͤhrung der Bauten wird 
durch die Einwendungen gegen die vorläufig feſtgeſetzte Entſchaͤdigung nicht 
aufgehalten. 


Vierter Abſchnitt. 


H. 28. 


Der Deichverband iſt dem Oberaufſichtsrecht des Staates unterworfen. Auſſch arch 

Dieſes Recht wird von der Königlichen Regierung in Merſeburg, als dch en. 
Landespolizei-Behörde, und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die land— 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, 
übrigens in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche nach $$. 40., 140, 
bis 143. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850. den Auffichtsbehörden 
der Gemeinden zuſtehen. | 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Sta⸗ 
tutes überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhalten, 
die Grundſtücke des Verbandes forgfältig genutzt und die etwanigen Schulden 
regelmäßig verzinſt und getilgt werden. e 

Die Regierung entſcheidet über alle Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe 
des Deichamtes und des Deichhauptmanns, ſofern der Rechtsweg nicht zulaͤſſig 
Vogengeſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidungen noͤthigenfalls erefutivifch in 

zug. N * 


Die Beſchwerden an die Regierung n nur: 
3.) 1* 


(Nr. 339 a) über 
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a) uͤber Straffeſtſetzungen des Deichhauptmanns gegen die Mitglieder und 
Unterbeamten des Verbandes binnen zehn Tagen, 
b) gegen Beſchluͤſſe über den Beitragsfuß (ofr. $. 12.), über Erlaß und 
ue Wg von Deichkaſſenbeitraͤgen, ſowie uͤber Entſchaͤdigungen, binnen 
vier Wochen N 
nach erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werden. Dieſelben ſind 
bei dem Deichhauptmann einzureichen, welcher die Beſchwerde, begleitet mit 
ſeinen Bemerkungen, ungefdumt an die Regierung zu befoͤrdern hat. 
Sonſtige Beſchwerden ſind an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. 


H. 29. 


Der Regierung muß, damit ſie in Kenntniß von dem Gange der Deich: 
verwaltung erhalten werde, jährlich Abſchrift des Etats, der Deichſchau- und 
Deichamts⸗Konferenz⸗Protokolle und ein Finalabſchluß der Deichkaſſe uͤberreicht 
werden. a 

Die Regierung iſt befugt, außerordentliche Reviſionen der Deichkaſſe 
ſowohl, als der geſammten Deich verwaltung zu veranlaſſen, Kommiſſarien zur 
Beiwohnung der Deichſchauen und der Deichamts⸗Verſammlungen abzuordnen, 
eine Geſchaͤftsanweiſung fuͤr die Deichbeamten nach Anhoͤrung des Deichamtes 
zu ertheilen und auf Grund des won vom 11. März 1850. über die Po⸗ 
lizeiverwaltung (Geſetz-Sammlung v. J. 1850, Seite 2 5.) die erforderlichen 
Pol eiverordnungen zu erlaſſen zum Schutz des Deiches, des Deichgebietes, der 
Graͤben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Verbandes. 


H. 30. 


Bei Waſſergefahr iſt der Kreislandrath — ebenſo wie der etwa abge⸗ 
ſendete beſondere Regierungs-Kommiſſarius — berechtigt, ſich perſoͤnlich die 
Ueberzeugung zu verſchaffen, ob und wieweit die erforderlichen Sicherheits— 
Maaßregeln getroffen ſind. Findet Gefahr im Verzuge ſtatt, ſo kann derſelbe 
die ihm noͤthig ſcheinenden Anordnungen an Ort und Stelle ſelbſt treffen. 
= Deichbeamten haben in dieſem Falle ſeinen Befehlen unweigerlich Folge 
zu leiſten. 


5981 


Wenn das Deichamt es unferläßt oder verweigert, die dem Deich ver— 
bande nach dieſem Statut oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den 
Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo laͤßt die 
Regierung nach Anhoͤrung des Deichamtes die Eintragung in den Etat von 
Amtswegen bewirken oder ſtellt beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe 
feſt und verfuͤgt die Einziehung der erforderlichen Beiträge. Gegen dieſe Ent: 
ſcheidung ſteht dem Deichamte innerhalb gehn Tagen die Berufung an den 
Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


H. 32. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den ee die 
ihnen 


— 301 — 
ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden und etwanige 


Beſchwerden daruͤber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 
Fünfter Abſchnitt. 


$. 33. 
Der Deichhauptmann ſteht an der Spitze der Deichverwaltung und hand- 


habt die Örtliche Deichpoltzei. Er wird von denjenigen Mitgliedern des Deich: Dei Bg 
amtes, welche die Vertretung der Deichgenoſſen bei demſelben bilden, durch haupimann. 


abſolute Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre gewaͤhlt. 

Die Wahl bedarf der Beſtaͤtigung der Regierung. 

Wird die hg verſagt, fo fchreitet das Deichamt zu einer neuen 
Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beftätigt, oder die Wahl verweigert, fo 
ſteht der Regierung die Ernennung auf hoͤchſtens drei Jahre zu. 

In derſelben Weiſe iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu waͤhlen, welcher 
5 ‚neichäftäführung übernimmt, wenn der Deichhauptmann auf laͤngere Zeit 

ehindert iſt. 

In einzelnen Faͤllen kann der Deichhauptmann ſich durch den Deich—⸗ 
inſpektor oder ein anderes Mitglied des Deichamtes vertreten laſſen. 

Bar Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werden von einem Kom⸗ 
miſſarius der Regierung in öffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidet. 

Der Deichhauptmann ſeinerſeits verpflichtet den Deichinſpektor, die uͤbri⸗ 
gen Mitglieder des Deichamtes, ſowie die ſonſtigen Deichbeamten in gewöhns 
licher Sitzung des Deichamtes durch Handſchlag an Eidesſtatt. 


K. 34. 
Der Deichhauptmann hat als Verwaltungsbehoͤrde des Deichverbandes 
folgende Gefchäfte: 

a) ne ar die Verordnungen und Beſchluͤſſe der vorgeſetzten Behoͤrden 

auszufuͤhren; 

b) die Beſchluͤſſe des Deichamtes vorzubereiten und auszufuͤhren. 

Der Deichhauptmann hat die u ſolcher Beſchluͤſſe des 
Deichamtes, die er für geſetzwidrig oder für das Gemeinwohl nach⸗ 
theilig erachtet, zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung ein⸗ 
uholen. Geſtatten es die Umſtaͤnde, fo iſt zuvor in der naͤchſten Sitzung 
es Deichamtes nochmals eine Verſtändigung zu verſuchen; 

e) die Grundſtüͤcke und Einkünfte des Verbandes zu verwalten, die auf dem 
lat oder beſonderen Deichamtsbeſchluͤſſen beruhenden Einnahmen und 
usgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu uͤber⸗ 

wachen. Die Termine der regelmäßigen Kaffenrevifionen find dem 
Deichamte mitzutheilen, damit daſſelbe ein Mitglied oder mehrere abord⸗ 
nen kann, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen Kaſſen⸗ 
reoifionen iſt ein vom Deichamte ein für allemal bezeichnetes Mitglied 
zuzuziehen; 

(Nr. 3393.) d) den 
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d) den Deichverband in Prozeſſen, fı owie uͤberhaupt nach Außen zu vertre⸗ 
ten, im Namen deſſelben mit Behoͤrden und Privatperſonen zu verhan— 
deln, den Schriftwechſel zu fuͤhren und die Urkunden des Verbandes 
in der Urſchrift zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden werden 
Namens des Verbandes von dem Deichhauptmann oder ſeinem Stell— 
vertreter guͤltig unterzeichnet, indeß iſt zu Vertraͤgen und Vergleichen 
über Gegenftände von funfzig Thalern und mehr der genehmigende Be— 
ſchluß oder Vollmacht des Deichamtes beizubringen. Vertraͤge und 
Vergleiche unter funfzig Thalern ſchließt der Deichhauptmann allein 
rechtsverbindlich ab und hat nur die Verhandlungen nachtraͤglich dem 
Deichamte zur Kenntnißnahme vorzulegen; | 

e) die Urkunden und Akten des Verbandes aufzubewahren; 

1) die Deichkaſſenbeitraͤge und Naturalleiſtungen nach der Deichrolle und 

den Beſchluͤſſen des Deichamtes auszuſchreiben, die Deichrolle und ſon— 

fligen Hebeliſten auf Grund des Oeichkataſters aufzuſtellen und voll— 
ſtreckbar zu erklaͤren und die Beitreibung aller Beiträge und Strafgel⸗ 
der von den Säumigen im Wege der adminiſtrativen Exekution zu be— 
wirken durch die Unterbeamten des Verbandes oder durch Requiſition 
der gewoͤhnlichen Ortspolizei⸗Behoͤrden. Die Hebeliſten (Rollen) muͤſſen, 
le dieſelben vollſtreckbar erklaͤrt werden, vierzehn Tage offen ge⸗ 

egt ſein; 1 

die Deichbeamten zu beaufſichtigen, von dem Gange der techniſchen Ver— 

waltung Kenntniß au nehmen, die halbjaͤhrige Deich- und Grabenſchau 

im Mai und Oktober nach Verabredung mit dem Deichinſpektor aus⸗ 

zuſchreiben und jedesmal ſelbſt in Gemeinſchaft mit dem Deichinſpektor 

abzuhalten. Ueber den Befund und die dabei gefaßten Beſchluͤſſe iſt ein 

Protokoll zu fuͤhren; 5 

h) nach dem Jahresſchluß dem Deichamte einen Jahresbericht uͤber die Re— 
ſultate der Verwaltung vorzulegen. 


* 


— 


8 


$. 35. 

Die Etatsentwuͤrfe und Jahres rechnungen ſind vom Deichrentmeiſter 
dem Deichhauptmann por dem 15. Mai zur Vorpruͤfung einzureichen und 
werden von dieſem mit ſeinen Bemerkungen dem Deichamte in der Juni⸗ 
verſammlung zur Feſiſtellung vorgelegt. ie 

Der Etat iſt vor der Feſtſtellung und die Rechnung nach der Feſtſtel— 
lung Be Tage lang in einem von dem Deichamte zu beſtimmenden Lo— 
kale zur Einſicht der Deichgenoffen offen zu legen. 

Der Deichhauptmann vollzieht alle Zahlungsanweiſungen auf die Deich— 
kaſſe. Die Anweiſungen, welche von dem Deichinſpektor innerhalb der ihm 
zur Dispoſition geſtellten Summen an die Deichkaſſe erlaſſen werden, ſind dem 
Deichhauptmann nachtraͤglich zur Einſicht vorzulegen. 


$. 30. | 
Berichtigungen des Deichkataſters finden nur ſtatt auf Grund eine 
De⸗ 


Dekrets des Deichhauptmanns, Inelchem „beglaubiate -Akthrift. en, dem betref⸗ 
fenden Beſchluß des Deichamtes oder der egierung ‚beigefügt, fein muß. 


§. 37. 


Gegen die beſoldeten Unterbeamten des Verbandes — mit Aus ſchluß 
des Deichinſpektors und des Deichrentmeiſters — kann der Deichhauptmann 
Dis ziplinarſtrafen bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, ſowie 
noͤthigenfalls ihnen die Ausuͤbung der Amtsverrichtungen vorläufig unter⸗ 
ſagen. a 


| $. 38. 


Der Deichhauptmann unterſucht die deichpolizeilichen Vergehen der Mit- 
lieder des Deichverbandes und ſetzt gegen dieſe die Strafen feſt. Binnen zehn 
agen nach Bekanntmachung des Strafreſoluts kann der Angeſchuldigte ent⸗ 

weder Unterſuchung vor dem Polizeirichter verlangen, oder Rekurs an die 
Regierung bei dem Deichhauptmann anmelden. Geſchieht weder das Eine 
noch das Andere, ſo behaͤlt es bei der Straffeſtſetzung des Deichhauptmanns 
ſein Bewenden. a K 

Deichpolizei-Kontraventionen anderer Perſonen find zur Beſtrafung durch 
den Polizeirichter anzuzeigen, wenn nicht der Frevler freiwillig die ihm vom 
Deichhauptmann bekannt gemachte Geldſtrafe zur Deichkaſſe einzahlt. 

Die Verwandelung der Geldſtrafe in Gefaͤngnißſtrafe muß in jedem 
Fall durch den Polizeirichter auf Antrag des Deichhauͤptmanns und des Polizei⸗ 
Anwalts bewirkt werden. g * 

Die vom Deichhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten 
Geldſtrafen fließen zur Deichkaſſe. % 


. 39. 


Der Deichhauptmann iſt ſtimmberechtigter Vorſitzender des Deichamtes; 
er beruft deſſen Verſammlungen, leitet die Verhandlungen, eroͤffnet und ſchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in denſelben. Zur Ausführung aller 
dieſer Geſchaͤfte iſt der Deichhauptmann ermaͤchtigt, ſich die erforderliche Expe⸗ 
ditions- und Schreibhuͤlfe anzunehmen und auf Koſten des Verbandes zu halten. 


H. 40. 


„ C Der Deichinſpektor leitet die kechniſche Verwaltung des Deichverbandes, 2. Dach- 
mit Einſchluß der zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Eisgang beton 
erforderlichen Maaß regeln. Er muß die Oualifkation eines gepruͤften Bau⸗ 
meiſters beſitzen. Seine Wahl und Beſlätigung erfolgt in der fuͤr den Deich⸗ 
hauptmann vorgeſchriebenen Welſf e.. 

H. 41. 
a Der Deichinſpektor entwirft die Anſchlaͤge zur Unterhaltung und Her: 
ſtellung der Sozietaͤls-Anlagen. und legt ſolche dem Deichhauptmann zur Pruͤ⸗ 
fung und Einholung der Genehmigung des Deichamtes vor. } 
Nr. 3393.) 139 1° i ran 1 * ne . F Die 
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Die Projekte uͤber den Bau neuer Deiche und Schleuſen, uͤber die Erhoͤ⸗ 
hung oder Abtragung von Deichen und uͤber den Verſchluß von Deichbruͤchen 
ſind der Regierung zur Genehmigung vorzulegen. 


H. 42. 


Wird von dem Deichamte die Genehmigung zur-Ausführung einer Arbeit 
verſagt, welche nach der Erklaͤrung des Deichinſpektors ohne Gefaͤhrdung der 
Sozietaͤtszwecke weder unterlaſſen, noch aufgeſchoben werden darf, fo muß die 
Entſcheidung der Regierung (cfr. H. 31.) von dem Deichinſpektor eingeholt 
und demnächft zur Ausführung gebracht werden. 


H. 43. 
Die Ausfuͤhrung der von dem Deichamte oder von der Regierung be- 


ſchloſſenen Bauten iſt von dem Deichinſpektor zu leiten. 


3. Deichrent⸗ 
meiſter. 


Auch die laufende Beaufſichtigung und Unterhaltung der Deiche, Graͤben, 
8 Uferdeckwerke und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deich— 
inſpektors. N 

Die Unterbeamten, Deichſchöͤppen, Wach⸗ und Huͤlfsmannſchaften haben 
dabei, und insbeſondere bei der Vertheidigung gegen Waſſergefahr, die An— 
weiſungen des Deichinſpektors puͤnktlich zu befolgen. 

Innerhalb der etatsmaͤßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten 
Anſchlaͤge kann der Deichhauptmann zur Vereinfachung des Geſchaͤfts be- 
ſtimmte Summen dem Deichinſpektor zur Disposition ftellen, bis zu deren Höhe 
die Deichkaſſe auf Anweiſung des Deichinſpektors Zahlung zu leiſten hat. 

Die Auszahlung der Gelder darf in keinem Falle durch den Deichin⸗ 
ſpektor erfolgen. 5 

Der halbjährigen Schau muß der Deichinſpektor beiwohnen. 


H. 44. 


In dringenden Faͤllen, wenn unvorhergeſehene Umſtaͤnde Arbeiten noth⸗ 
wendig machen, deren Ausführung ohne Gefährdung der Sozietätszwecke nicht 
aufgeſchoben werden kann, iſt der Deichinſpektor befugt und verpflichtet, die 
Arbeiten unter ſeiner Verantwortlichkeit anzuordnen. 

Er muß aber die getroffenen Anordnungen und die Gruͤnde, welche die 
unverzuͤgliche Ausführung nothwendig machen, gleichzeitig dem Deichhauptmann 
und, wenn letzterer ſich nicht einverſtanden erklaͤren Pole, der Regierung 
anzeigen. 

Dieſelbe Anzeige iſt der naͤchſten gewohnlichen Verſammlung des Deich— 
amtes zu machen. Können die Ausgaben aber aus den laufenden Jahresein— 
nahmen der Deichkaſſe nicht beſtritten werden, fo muß das Deichamt in kuͤr— 
zeſter Friſt außerordentlich berufen werden, um von der Sache Kenntniß zu 
erhalten und uͤber die Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu beſchließen. 


H. 45. 


Der Deichrentmeiſter wird von dem Deichamte im Wege eines kuͤndba⸗ 
ren Vertrages gegen Bewilligung einer Prozenteinnahme von den e 
x ' eich⸗ 
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Deichkaſſenbeitraͤgen, ſowie unter der Verpflichtung zur Kautionsbeſtellung an⸗ 
genommen. f e ö 


1 


F. 46. 


Der Deichrentmeiſter verwaltet die Deichkaſſe. Er hat insbeſondere: 

a) rn nach den Anweiſungen des Deichhauptmanns auf: 
zuſtellen; 

b) die ſaͤmmtlichen Einnahmen der Deichkaſſe einzuziehen, die Reſtantenliſten 
zu fertigen und dem Deichhauptmann vorzulegen; 

c) die gewöhnlichen und außerordentlichen * aus der Deichkaſſe 
nach den Anweiſungen des Etats und des Deichhauptmanns zu bewir⸗ 
ken; er hat namentlich auch die Gelder an die Lohnarbeiter auf den 
Bauſtellen zu zahlen und darf ſich hierbei nur mit Genehmigung des 
Deichhauptmanns durch die Deichjchöppen vertreten laſſen; 

d) die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen. 


NEE YA 
Die erforderlichen Unterbeamten — als Dammmeiſter und Wallmeiſter 


4 Unter⸗ 


für die ſpezielle Beaufſichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleuſen Pt. 


und Grundſtuͤcke des Verbandes — werden von dem Deichhauptmann nach 
Anhoͤrung des Deichamtes gewaͤhlt und angeſtellt. Das Deichamt beſtimmt 
die Zahl und den Geſchaͤftskreis dieſer Beamten und beſchließt, ob die Anſtel⸗ 
lung auf Kündigung, auf eine beſtimmte Reihe von Jahren, oder auf Lebens⸗ 
zeit erfolgen ſoll. 


H. 48. 


„ Zu dieſen Poſten ſollen nur ſolche Perſonen berufen werden, von deren 
hinreichender techniſcher Kenntniß und Uebung ſich der Deichinſpektor verſichert 
hat, die vollkommen koͤrperlich rüftig find und die gewöhnlichen Elementarkennt⸗ 
niſſe inſoweit beſitzen, daß ſie eine verſtaͤndliche ſchriftliche Anzeige erſtatten und 
eine einfache Verhandlung aufnehmen, auch eine gewöhnliche Lohnrechnung 
führen koͤnnen. 


$. 49, 


: Der Deichhauptmann theilt nach Anhörung des Deichamtes die Deiche dub dec 
in ſechs Aufſichts⸗Bezirke. Für jeden Bezirk werden zwei Deichſchoͤppen aus schoppen. 


der Zahl der Deichgenoſſen auf drei Jahre vom Deichamte erwaͤhlt und vom 
Deichhauptmann beſtaͤtigt. Mitglieder des Deichamtes — mit Ausnahme des 
Deichhauptmanns und Deichinſpektors — können auch zu Deichſchoͤppen er⸗ 
nannt werden. ö 

Die Deichſchoͤppen ſind Organe des Deichhauptmanns und Deichinſpek⸗ 
tors und verpflichtet, ihren Anordnungen Folge zu leiſten, namentlich in den 
örtlichen Gefchäften des Bezirks dieſelben zu unterſtuͤtzen. 


H. 50, 


Jahrgang 1851. (Nr. 3393.) 


Die Deichſchoͤppen haben in ihren Belirke im gewoͤhnlichen Lg 125 


6. Das Deich⸗ 
amt. 


= Me 


Verwaltung eine Mitaufficht über den Zuſtand der Deiche und ſonſtigen So— 
zietaͤts-Anlagen zu führen; fie haben von deren Zuſtand fortwährend Kenntniß 
zu nehmen, den Deich- und Grabenſchauen in ihrem Bezirke und den be⸗ 
nachbarten Bezirken beizuwohnen und die bemerkten Maͤngel, ſowie auch An⸗ 
traͤge und Beſchwerden von Deichgenoſſen ihres Bezirks dem Deichhauptmann 
oder Inſpektor anzuzeigen. Sie können von dem Deichhauptmann und reſp. 
dem Deichinſpektor mit Fuͤhrung und Aufnahme einfacher Unterſuchungen und 
Verhandlungen, und bei vorkommenden Bauten mit der Kontrolle der Unterbe⸗ 
amten und Arbeiter, mit der Abnahme der zu liefernden Baumaterialien, ſowie 
mit der Ablohnung der Arbeiter auf der Bauſtelle beauftragt werden. 

Bei den Lohnzahlungen, welche ein Deichſchoͤppe in Vertretung des 
Deichrentmeiſters bewirkt, erhält der Deichſchoͤppe als Remuneration ſechs Pfen- 
nig pro Thaler der ausgezahlten Summe. ö 


$. 51. 


Sobald die Groͤße der Gefahr bei Eisgang oder Hochwaſſer die Be— 
wachung der Daͤmme oder das Aufbieten der Naturalleiſtungen nothwendig macht, 
ſind die Deichſchoͤppen unter Leitung des Deichinſpektors dazu berufen, inner⸗ 
halb ihres Bezirks die Huͤlfsleiſtungen der Wachmannſchaften und Deichgenoſ— 
fen zu ordnen und zu leiten, für die Beſchaffung der erforderlichen Schutzma⸗ 
terialien zu ſorgen und die Bewachung der Deiche zu kontrolliren. 


$. 52, 


Das Deichamt hat uͤber alle Angelegenheiten des Deichverbandes zu be- 
ſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Deichhauptmann oder dem 
Deichinſpektor uͤberwieſen ‚find. Die von dem Deichamte gefaßten Beſchluͤſſe 
find für den Deichverband verpflichtend; die Ausführung der gefaßten Be- 
ſchluͤſſe erfolgt durch den Deichhauptmann. N 

Die Mitglieder des Deichamtes ſind an keinerlei Inſtruktionen oder Auf— 
traͤge der Waͤhler und der Wahlbezirke gebunden. l 

Das Deichamt kontrollirt die Verwaltung. Es iſt daher berechtigt, ſich 
von der Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe und der Verwendung aller Einnahmen 
des Verbandes Ueberzeugung zu verſchaffen. Es kann zu dieſem Zwecke die 
Akten einſehen und Ausſchuͤſſe aus ſeiner Mitte ernennen. 


H. 53. 


Das Deichamt beſteht aus gehn Mitgliedern, nämlich: 

a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, als Vorſitzenden; 

b) dem Deichinſpektor, und 

c) acht Repraͤſentanten der Deichgenoſſen, welche nach den Vorſchriften des 
folgenden Abſchnitts gewaͤhlt werden. 


$. 54. 


Das Deichamt verſammelt ſich alle Jahre regelmaͤßig zweimal im An⸗ 
fange Juni und November. = 


u 
Im Fall der Nothwendigkeit kann das Deichamt von dem Deichhaupt⸗ 


mann außerordentlich berufen werden. Die Berufung muß erfolgen, ſobald es 
von einem Viertel der Mitglieder verlangt wird. 


$. 55. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird von dem Deichamte ein 
fuͤr allemal 15 Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Ge⸗ 
genſtaͤnde der Verhandlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe we⸗ 
nigſtens ſieben freie Tage vorher ſtatthaben. 


H. 56, 


Das Deichamt kann nur beſchließen, wenn mehr als die Haͤlfte ſeiner 
Mitglieder mit Einſchluß des Vorſitzenden zugegen ſind. Eine Ausnahme 
hiervon findet Statt, wenn das Deichamt, zum dritten Male zur Verhandlung 
uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genuͤgender Ans 
1 erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß auf 

ieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


$. 57. 
Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied 
hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 


H. 38. 


An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Deichverbandes darf 
derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wi— 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe der Stell— 
vertreter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der 
Deichhauptmann, oder wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde bethei— 
ligt iſt, die Regierung fuͤr die Wahrung der Intereſſen des Deichverbandes zu 
ſorgen und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter für denfelben zu beſtellen. 


H. 59. 


Die Beſchluͤſſe des Deichamtes und die Namen der dabei anweſend ge— 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern un⸗ 
terzeichnet. Die Stelle der letzteren kann ein von dem Deichamte gewählter, 
in einer Deichamtsſitzung hierzu von dem Deichhauptmann vereideter Protokoll⸗ 
fuͤhrer vertreten. a 

H. 60. 
Das Deichamt beſchließt insbeſondere: | 
a) über die zur Erfüllung der Sozietaͤtszwecke ($$. 1. bis 4.) nothwendigen 

oder nützlichen Einrichtungen, über die Bauanſchlaͤge und die erforder⸗ b 

lichen Ausgaben, uͤber außerordentliche Deichkaſſenbeitraͤge und etwanige 


Anleihen (el. $$. 35., 41., 44.); 
Gr, 3393.) u 8 g 42 * b) über 


b) über Berichtigungen der Deichrolle ($$. 12. und 13.); 


22 

c) über Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeitraͤge (HH. 14. bis 16.); 

d) uͤber die Repartition der Naturalhuͤlfsleiſtungen ($. 20.); 4 

e) über die Vergütungen für abgetretene Grundſtüͤcke und Entnahme von 
Materialien (F. 27.); - 

) über Geſchaͤftsanweiſungen für die Deichbeamten ($. 29.); - 

g) über die Wahl des Deichhauptmanns, feines Stellvertreters, des Deich⸗ 
inſpektors, des Deichrentmeiſters und der Deichſchoͤppen ($$. 33. 40. 
45. 49.), ſowie uͤber die Zahl der Unterbeamtenſtellen (F. 47.); 

h) über die den Beamten des Deichverbandes zu gewaͤhrenden Beſoldungen, 
Penſionen, Diäten oder Remunerationen für baare gen: 

i) über die Benutzung der Grundſtuͤcke und des ſonſtigen Vermoͤgens des 
Deichverbandes; f 

k) über den jährlichen Etat der Deichkaſſe und die Decharge der Rech— 
nungen; 

D über Verträge und Wade welche Gegenſtaͤnde von funfzig Thalern 
oder mehr betreffen (H. 34 d.). 


$. 61. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) zu Beſchluͤſſen uͤber die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei die Mittel 
au gen Verzinſung und Tilgung der Schuld jedesmal feſtzu⸗ 
ſtellen ſind; 

b) zu den Projekten über den Bau neuer Deiche und Schleuſen, uͤber die 
Erhohung, Verlegung oder Abtragung von Deichen und über den Ver— 
ſchluß von Deichbruͤchen; 

c) zur Veräußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes; 

ch zu den Beſchluͤſſen über die Remuneration des Deichhauptmanns und 
Deichinſpektors. 

Sollte das Deichamt ganz ungenuͤgende Beſoldungen und Remunera— 
tionen bewilligen, fo koͤnnen dieſelben von der Regierung nach Anhoͤrung des 
Deichamtes erhoͤhet werden. 


H. 62. 


Die Repräſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wählen jaͤhrlich 
wei Deputirte, welche der ganzen Deich- und Grabenſchau beiwohnen muͤſſen. 
eder der übrigen Repraͤſentanten kann der Schau ebenfalls beiwohnen. 

Die Repräſentanten find befugt und verpflichtet, als Bezirksvertreter auch 
außerhalb der Sitzungen des Deichamtes die Intereſſen des Deichverbandes 
u uͤberwachen, die Unterbeamten zu kontrolliren und die wahrgenommenen 
Mangel, ſowie die Wuͤnſche der Deichgenoſſen ihres Bezirks dem Deichhaupt⸗ 
mann oder dem Deichamte vorzutragen. 


Sech⸗ 


— * 


Sechſter Abſchnitt. 


$. 63. 


Behufs der Wahl der Repräſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wan ber 
wird die zum Deichverbande gehörende Niederung in acht Bezirke eingetheilt, Deichgenoſſen 
von welchen jeder einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter auf ſechs bei dem Deich 
Jahre waͤhlt. u 


Der Afte Bezirk beſteht aus den Ortſchaften Crannichau, Mehderitzſch, 
Cunzwerda, Wesnig und Loßwig; 


= Me umfaßt die Stadtflur Torgau und die Marken Gneſen 
und Hopfgarten; f 
= de umfaßt die Ländereien des Geſtuͤts-, Domainen- und 
Wegebaufiskus; 
„date - beſteht aus den Ortſchaften Mahla, Welſau und den 


Marken Altenau und Repitz; 


= Öfe aus den Ortſchaften Zinna, Neiden und Droͤgnitz; 

= bte = aus der Ortſchaft Dobern; 

„fte = aus der Ortſchaft Mockritz; 

Ste erndlich aus den Ortſchaften Polbitz, Elſing und Dre⸗ 


bligar. 


Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil — und zwar das erſte Mal 2, 
das zweite und dritte Mal 3 — aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. 
Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. 
Die Ausſcheidenden koͤnnen 12 werden. Waͤhlbar iſt jeder groß⸗ 
jährige Deichgenoſſe, welcher den $ ollbeſitz der 1 0 Rechte nicht durch 
rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht Unterbeamter des Verbandes iſt. 
Mit den Aufhören der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder, durfen nicht zugleich Mitglieder des 
Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
Aeltere allein zugelaffen. N 


H. 64. 


Der Vertreter des Fiskus wird von den betreffenden Verwaltungsbehoͤr⸗ 
den ernannt. a 5 

In den uͤbrigen Bezirken werden die Repräſentanten nach abſoluter 
Stimmen mehrheit von denjenigen Deichgenoſſen gewaͤhlt, welche mindeſtens zehn 
Normalmorgen nach der eichrolle verſteuern. 

Wer mit einer Fläche von 10 bis zu 20 Morgen kataſtrirt iſt, hat Eine 
Stimme, wer 20 Morgen bis zu 30 Morgen verſteuert, zwei Stimmen u. ſ. w. 
Niemand kann jedoch fuͤr ſeine Perſon mehr als zehn Stimmen abgeben. 


$. 65. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl ift jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den 
denen Grandbeſtt hat, mit ſeinen Deichfaffenbeiträgen nicht im Ruͤck⸗ 
Gr. 3393.) ſtande 
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ſtande iſt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges 
Urtel verloren hat. 1 

Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, 
desgleichen Frauen und Minderjaͤhrige, haben Stimmrecht fuͤr ihre deichpflichtigen 
Grundſtuͤcke von zehn oder mehreren Normalmorgen, und duͤrfen daſſelbe durch 
ihre geſetzlichen Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Andere Beſitzer konnen ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm: 
rechts bevollmaͤchtigen. 

Gehoͤrt ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der Uebrigen das Stimmrecht ausuͤben. 


$. 66. 


Die Liſte der Waͤhler jeder Wahlabtheilung wird mit Huͤlfe der Ge— 
meindevorſteher von dem Deichhauptmann, und bis dahin, daß dieſer gewaͤhlt 
iſt, von einem Kommiſſarius der Regierung aufgeſtellt, welche auch die Wahl— 
kommiſſarien ernennt. a 

Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren zur 
Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Während dieſer Zeit kann 
jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Lifte bei dem Wahlkom— 
miſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der 
Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


§. 67. 

Inm Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver— 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften uͤber Gemeinde- 
wahlen im Titel III. HH. 77—84. und im Titel V. der Gemeindeordnung vom 
11. Maͤrz 1850. analogiſch anzuwenden. 


$. 68. 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Repräsentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder 
ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 


H. 69. 


Allgemeine Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes— 
Beſimmung herrlicher eee erfolgen. 
a Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Weſtphalen. 


(Ir. + 3394,) 
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(Nr. 3394.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1851., betreffend die der Stadt Berlin in 
Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Kunſtſtraße vom Roſen⸗ 
thaler Thore bei Berlin uͤber den Geſundbrunnen und Reinickendorf zum 
e an die Berlin-Strelitzer Chauſſee bewilligten fiskaliſchen Vor⸗ 
rechte. 


Al den Bericht vom 10. April d. J. beſtimme Ich hierdurch unter Bezug⸗ 
nahme auf den Erlaß vom 13. Auguſt 1849. (Geſetz-Sammlung 1849. Seife 
351), daß auf die für Rechnung der Stadt Berlin erbaute Kunſtſtraße vom 
Roſenthaler Thore bei Berlin über den Geſundbrunnen und Reinickendorf zum 
Anſchluſſe an die Berlin-Strelitzer-Chauſſee das Expropriationsrecht und das 
Recht zur Entnahme der Chauſſee-, Neubau- und Unterhaltungs- Materialien 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen geltenden Vorſchriften Anwen⸗ 
dung finden ſollen. Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 30. April 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3395.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1851., betreffend die Chauſſeegeld-Erhebung 
auf der Chauſſee von Stolp nach Zezenow. 


Mussen Ich durch Meinen Erlaß vom 10. Juli 1846. die Ausführung 
der Chauſſee von Stolp nach Zezenow durch den Stolper Kreis, unter der 
Bedingung der chauſſeemaͤßigen Unterhaltung derſelben, genehmigt habe, will 
Ich nunmehr dem Kreiſe das Recht zur Erhebung des Chauffeegeldes auf 
dieſer Chauſſee nach dem fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſ⸗ 
feegeld-Tarife verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf dieſe Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 

Charlottenburg, den 30. April 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
von der Heydt. von Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
f Arbeiten und den Finanzminiſter. 


r, 3394—3396,) (Nr. 3396.) 
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(Nr. 3396.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1851., betreffend das Verfahren bei Inta⸗ 
bulationen Pommerſcher Pfandbriefe. 


ur Beſeitigung der Bedenken, welche nach Ihrem Berichte vom 19. April 
C. hinſichtlich des bei den In- und Extabulationen der Pommerſchen Pfand⸗ 
briefe zu beobachtenden Verfahrens erhoben worden ſind, beſtimme Ich nach 
Ihrem Antrage, daß bis zur Veroͤffentlichung des bereits in der Bearbeitung 
begriffenen neuen Pommerſchen Landſchaftsreglements im Bereiche der Pom— 
merſchen Landſchaft: 

1) die Abordnung eines landſchaftlichen Kommiſſarius zum Intabulations⸗ 
geſchaͤfte ausreichend fein, und den landſchaftlichen Departements⸗ 
Direktionen uͤberlaſſen bleiben ſoll, ob fie eins ihrer Mitglieder oder 
den Syndikus dazu abordnen wollen, und 

2) in ſolchen Faͤllen, in welchen nach dem Ermeſſen der Direktion die 
Koſten der Sendung eines Kommiſſarius zu dem Gegenſtande in keinem 
richtigen Verhaͤltniſſe ſtehen, das Intabulationsgeſchaͤft auf Grund der 
in forma probante von landſchaftlichen Behörden an die Gerichte 
ergehende Requiſitionen ſoll erledigt werden koͤnnen. 

Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die GeſetzSammlung zu veröffentlichen. 
Charlottenburg, den 30. April 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
Simons. von Weſtphalen. 
An die Miniſter der Juſtiz und des Innern. 


* 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
— —— —ũ— — 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


